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Verkehrsflughafen München; 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf dem Gelände des Flughafens München 
(allgemein) sowie südlich des Parkhauses P51 
 
Anlagen: 
1 Satz festgestellte Unterlagen 
1 Kostenrechnung 
1 Empfangsbekenntnis                                                –  bitte ausgefüllt zurück – 
 
Auf den Antrag der Flughafen München GmbH (FMG) vom 20.12.2024 i. d. F. der 
Schreiben vom 18.02., 07.04, 09.04 und 23.04.2025 erlässt die Regierung von 
Oberbayern - Luftamt Südbayern (Luftamt) gemäß § 8 Abs. 1 Satz 10 Luftver-
kehrsgesetz (LuftVG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 10.05.2007 (BGBl I 
S. 698), zuletzt geändert durch Art. 3 Gesetz vom 23.10.2024 (BGBl. I Nr. 327), 
i. V. m. Art. 74 Abs. 6 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) 
vom 23.12.1976, zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23.12.2024, GVBl. 
S. 599, zum Planfeststellungsbeschluss für den Flughafen München vom 
08.07.1979, Az. 315-98-1, zuletzt geändert durch Plangenehmigung vom 
18.11.2024 (157. ÄPG), Az. ROB-3721.25_04-3-42, folgenden 

158. Änderungsbescheid – Plangenehmigung: 

(158. ÄPG) 
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A Verfügender Teil 

I Genehmigung des Plans 

Der Plan zur  

- zusätzlichen Widmung der mit dem Plan der baulichen Anlagen (Plan I-02) 
planfestgestellten Flächen „Allgemeine Grünflächen" sowie „Örtliche Ver-
kehrsflächen Straßenverkehr“ für die Errichtung und den Betrieb von Photo-
voltaik-Freiflächenanlagen mitsamt dafür erforderlicher (untergeordneter) Ne-
benanlagen zum Zwecke der Eigenstromversorgung des Verkehrsflughafens 
München sowie zur  

- Errichtung und zum Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage mitsamt den 
dafür erforderlichen (untergeordneten) Nebenanlagen südlich des Parkhauses 
P51 

wird nach Maßgabe der in Ziffer A.IV bezeichneten Plänen und Unterlagen sowie 
nach Maßgabe der in Ziffer A.V verfügten Nebenbestimmungen genehmigt. 

II Hinweis auf eingeschlossene Entscheidungen 

Diese Plangenehmigung beinhaltet auf der Grundlage der §§ 8 Abs. 1 Satz 10, 
Abs. 2, 9 Abs. 1 LuftVG i. V. m. Art. 74 Abs. 6, Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG folgende 
Entscheidungen bzw. Ausnahmen: 

- Ausnahme nach Art. 23 Abs. 3 Satz 1 BayNatSchG, § 30 Abs. 3 BNatSchG 
vom Verbot der Zerstörung von Biotopen. 

- Ausnahme nach § 44 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 i. V. m. § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5, 
Satz 2 BNatSchG für die Art Zauneidechse. 

- Ausnahme nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5, Satz 2 
BNatSchG für die Art Rebhuhn. 
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Damit wird der Planfeststellungsbeschluss für den Flughafen München 
(PFB MUC) wie folgt geändert: 

III Änderungen in Abschnitt I (Feststellung der Pläne für den 
Flughafen München) Ziffer I/J (Bauliche Anlagen und 
Grünordnung) PFB MUC 

In Ziffer I/J werden folgende Pläne, Maßnahmenblätter und Grunderwerbsver-
zeichnisse eingefügt: 

- J-769 Landschaftspflegerischer Begleitplan Lageplan der landschafts-
pflegerischen Maßnahmen Blatt 2 Hallbergmoos, M 1: 2.000, vom 
25.03.2025 
- zu Plan J-769: 

Maßnahmenblätter J-769-A-1, J-769-FCS-1 jeweils vom 21.03.2025 

- Grunderwerbsverzeichnis Photovoltaik-Freianlage südlich P51, Gemein-
de Hallbergmoos Gemarkung Hallbergmoos, vom 24.03.2025 

IV Änderungen in Abschnitt I(2) (Sonstige Zulassungen) 

In Abschnitt I(2) wird folgender Teil eingefügt: 

„Photovoltaik-Freiflächenanlage südlich des Parkhauses P51 

1. Der Plan zur Errichtung und zum Betrieb einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage mitsamt den dafür erforderlichen (untergeordne-
ten) Nebenanlagen südlich des Parkhauses P51 wird zugelassen. 

2. Der Plangenehmigung liegen folgende Unterlagen zugrunde, die bei 
der Ausführung des Plans zu beachten und umzusetzen sind, so-
weit diese Plangenehmigung keine ergänzenden bzw. abweichen-
den Regelungen trifft: 

- Anträge vom 20.12.2024, 18.02., 07.04, 09.04 und 23.04.2025 

- Vorhabenbeschreibung, Projekt „Errichtung einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage südlich des Parkhauses P51“ am Flughafen 
München, Flughafen München GmbH, vom 05.11.2024 nebst 
Anhängen 1 (Voreinschätzung der Reflexionswirkungen und 2 
(Entwurfsplanung PV-Anlage Modulbelegungsplan) 

- Landschaftspflegerischer Begleitplan, Errichtung einer Photovol-
taik-Freianlage südlich des Parkhauses P51, Grünplan GmbH, 
vom 16.10.2024 mit Ergänzungen vom 16.12.2024 und 
24.03.2025 nebst Anlagen 1 bis 6 (LBP 2025) 
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- Unterlagen zum europäischen Arten- und Gebietsschutz, Projekt 
„Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage südlich des 
Parkhauses P51", PAN Planungsbüro für angewandten Natur-
schutz GmbH, vom 17.12.2024 i. d. F vom 18.02.2024 (PAN 
2024) 

- Eckpunkt-Koordinatenplan, PVA Flughafen München Standort A, 
M 1: 1.500, Flughafen München GmbH 

- Koordinatenliste zum Eckpunkt-Koordinatenplan, PVA Flughafen 
München Standort A, Flughafen München GmbH“ 

V Änderungen in Abschnitt IV (Auflagen, Maßgaben, Hin-
weise zur Planfeststellung)  

1 Änderungen in Ziffer 5 (Plan der baulichen Anlagen (Plan 
I-02)) 

In Ziffer 5 wird folgende Ziffer 5.17 angefügt: 

„Innerhalb den als „Allgemeine Grünfläche“ und „Örtliche Verkehrsfläche Straßen-
verkehr“ gekennzeichneten Flächen sind zum Zwecke der Eigenstromversorgung 
des Flughafens zusätzlich Photovoltaik-Freiflächenanlagen mitsamt den dafür er-
forderlichen (untergeordneten) Nebenanlagen zulässig.“ 

2 Änderungen in Ziffer 14 (Weitere Betriebsanlagen)  

In Ziffer 14 wird folgende Ziffer 14.49 eingefügt: 

"14.49 Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FA) südlich des Park-
hauses P51 

14.49.1 Anforderungen des Naturschutzes – Eingriffsregelung 

14.49.1.1 Der landschaftspflegerische Begleitplan vom 16.12.2024, 
Stand 24.03.2025 (LBP 2025), mit den darin definierten 
Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen, 
i. d. F. des Schreibens der FMG vom 18.02.2025 ist zu be-
achten. 

Bei der Wiederherstellung von mageren Wiesen im Baufeld 
nach Bauende (Maßnahme V5 Ziffer 3.2 LBP 2025) wäre 
eine Beteiligung von Hornklee, Wundklee und Hufeisen-
klee in der Saatgutmischung zur Förderung des Idas-
Bläulings wünschenswert. 

14.49.1.2 Die Beseitigung von Gehölzbeständen und Bäumen ist nur 
außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit der Vögel, d.h. aus-
schließlich im Zeitraum 1. Oktober bis 28./29. Februar zu-
lässig. 
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14.49.1.3 Der Kräuteranteil in den Saatgutmischungen zur Herstel-
lung der Kompensationsmaßnahmen hat mindestens 80 % 
zu betragen. Für Ansaaten ist Saatgut aus dem Ur-
sprungsgebiet 16 „Unterbayerische Hügel- und Plattenre-
gion“ zu verwenden. 

14.49.1.4 Die Ansaaten zur Herstellung der mageren Flachland-
mähwiesen sind in Form von 3 m breiten Ansaatstreifen, 
die in einem Abstand von höchstens 3 m zueinander ange-
legt werden, durchzuführen. 

14.49.1.5 Die Ausführungsplanung inkl. der Artenlisten für die Ansaa-
ten zu den Kompensations- und Artenschutzmaßnahmen 
ist mit der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt 
Freising (UNB FS) und der höheren Naturschutzbehörde 
an der Regierung von Oberbayern (HNB) abzustimmen. 

14.49.1.6 Für das Vorhaben ist eine fachlich qualifizierte, ökologi-
sche Baubegleitung (ÖBB) mit vertieften vegetationskund-
lichen Fachkenntnissen zu bestellen. Die ÖBB hat die Ein-
haltung der Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen und die 
Umsetzung der Kompensations- und Ausgleichsmaßnah-
men sicherzustellen sowie dafür zu sorgen, dass Eingriffe 
so weit als möglich minimiert werden. Die ÖBB hält den 
Kontakt UNB FS, informiert diese zeitnah über den Stand 
der Arbeiten und bindet sie bei auftretenden Problemen 
rechtzeitig ein. Die FMG verpflichtet die ÖBB, vor Baube-
ginn die ausführenden Baufirmen und insbesondere alle 
mit den konkreten Bauarbeiten betrauten Personen im 
Rahmen eines gemeinsamen Ortstermins in die land-
schaftspflegerischen Anforderungen einzuweisen. Die zu-
ständige Person für die ÖBB ist vor Baubeginn der UNB 
FS, per E-Mail ( naturschutz-landesplanung@kreis-fs.de ) 
mit Angabe der Kontaktdaten und Erreichbarkeit zu be-
nennen. Der UNB ist spätestens 3 Monate nach Ende der 
Herstellungspflege eine Dokumentation über die erfolgte 
Umweltbaubegleitung per E-Mail zu übermitteln. 

14.49.1.7 Im Zuge einer Erfolgskontrolle ist im 3., 5., 7., und 10. Jahr 
nach Herstellung der Ansaaten und danach alle 5 Jahre bis 
zur Zielerreichung der Zustand der Ausgleichsfläche und 
das Erreichen der prognostizierten Entwicklungsziele der 
Kompensationsmaßnahmen nachzuweisen. Die FMG hat 
einen kurzen schriftlichen Bericht inkl. Fotodokumentation 
zu verfassen, der im Jahr der Erfolgskontrolle bis zum 
31.12. der UNB an: naturschutz-landesplanung@kreis-
fs.de übermittelt werden muss (§ 17 Abs. 7 BNatSchG). 
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14.49.1.8 Bei der Unterhaltungspflege der Ausgleichsflächen sind die 
Mahdtermine regelmäßig, insbesondere für den 1. Schnitt, 
an die Entwicklung der Mageren Flachland-Mähwiesen an-
zupassen. 

14.49.1.9 Zwei Jahre nach Herstellung der Ansaaten auf den Aus-
gleichsflächen ist im Sinne einer Herstellungskontrolle ein 
gemeinsamer Abnahmetermin mit der UNB FS durchzufüh-
ren. 

14.49.1.10 Bauzeitlich temporär in Anspruch genommene Flächen 
(Baustellenzufahrten, Baustelleneinrichtungsflächen) sind 
ebenso wie nicht mehr benötigte Zufahrten spätestens in 
der nächsten Vegetationsperiode nach Bauende wieder in 
ihren ursprünglichen Zustand zu versetzen. Als ursprüngli-
cher Zustand gelten die Vegetationseinheiten gemäß LBP 
Anlage 4 „Landschaftspflegerischer Bestands- und Kon-
fliktplan“. Die Begrünung hat mit einer standortgerechten 
gebietseigenen Saatgutmischung aus dem Ursprungsge-
biet 16 „Unterbayerische Hügel- und Plattenregion“ zu er-
folgen. 

14.49.1.11 Auf den bauzeitlich in Anspruch genommen Flächen sowie 
auf den Ausgleichsflächen dürfen sich keine nitrophilen 
Hochstaudenfluren (z.B. Urtica dioica) oder Vegetations-
bestände mit Neophyten wie z.B. Solidago gigantea und S. 
canadensis entwickeln. 

Evtl. aufkommenden Neophyten oder sonstigen Entwick-
lungen, die den Zielen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege entgegenstehen, ist durch geeignete Maß-
nahmen für einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren nach En-
de der Bauarbeiten entgegen zu wirken. 

14.49.1.12 Der offizielle Meldebogen für die Kompensations- und 
Ausgleichsflächen ist inklusive Luftbild und Abgrenzung 
der Fläche als „shape-file“ von der FMG in digitaler Form 
an die UNB FS ( naturschutz-landesplanung@kreis-fs.de ) 
zu übermitteln. 

14.49.2 Anforderungen des Naturschutzes – Artenschutz 

14.49.2.1 Vermeidungsmaßnahmen – Bauzeitenregelung – ökologi-
sche Baubegleitung  

14.49.2.1.1 Die Vermeidungsmaßnahmen V2, V3, V5 und V6 Ziffer 3.1 
der Unterlage zum europäischen Artenschutz (PAN 2024) 
sowie die angepasste Maßnahme V1 (Schreiben der FMG 
vom 18.02.2025) sind, so wie beschrieben, durchzuführen. 
Bei Konflikten zwischen den Vermeidungsmaßnahmen für 
das Rebhuhn und die Zauneidechse, sind die Vermei-
dungsmaßnahmen für das Rebhuhn stärker zu gewichten. 
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14.49.2.1.2 Die ÖBB (Ziffer 14.49.1.6) muss auch über vertiefte orni-
thologische und herpetologische Kenntnisse verfügen. Sie 
hat ebenfalls die Einhaltung der Schutz- und Vermei-
dungsmaßnahmen für das Rebhuhn und die Zauneidechse 
und die Umsetzung der Kompensations- und Ausgleichs-
maßnahmen sicherzustellen. 

14.49.2.1.3 Um eine Ansiedlung des Rebhuhns im Baufeld zu vermei-
den, ist die Vegetation ab Mitte März 2025 bis zum Baube-
ginn durch regelmäßige Mahd kurz (< 10 cm Höhe) zu hal-
ten (Angepasste Vermeidungsmaßnahme V1). Erfolgt der 
Baubeginn während der Brutzeit des Rebhuhns (15.03 – 
30.08), kontrolliert die ÖBB das Baufeld unmittelbar vor 
Baubeginn auf Brutvorkommen des Rebhuhns. Werden 
Brutvorkommen festgestellt, sind die Bauarbeiten auf eine 
Zeit von mindestens fünf Tagen nach dem Schlüpfen zu 
verschieben.  

14.49.2.2 Habitataufwertungen 

14.49.2.2.1 Die populationsstützenden Maßnahmen für die Zau-
neidechse 9A CEF bzw. CEF 7 und das Rebhuhn 6A FCS 
bzw. FCS 8 und J-769-FCS-1 bzw. FCS 9 sind so wie in 
den Gutachten (LBP 2025 und PAN 2024) beschrieben 
umzusetzen und mindestens für die Dauer des Eingriffs zu 
unterhalten. Die Brachestreifen für das Rebhuhn sind min-
destens 20 m breit anzulegen. Mit der Anlage der FCS-
Maßnahmen für das Rebhuhn und die Zauneidechse ist so 
früh wie möglich zu beginnen; idealerweise sind möglichst 
alle Maßnahmen vorgezogen herzustellen. 

14.49.2.2.2 Die Herstellung der FCS-Maßnahmen erfolgt in enger Ab-
stimmung mit der UNB FS und der HNB. 

14.49.2.3 Berichtspflichten 

Für die Dauer von fünf Jahren nach Fertigstellung der 
Bauarbeiten ist eine Zustandskontrolle der Rebhuhnpopu-
lation (Rebhuhnkartierung) auf den Maßnahmenflächen 
FCS 8 und FCS 9 durchzuführen (Maßnahme V 4 in PAN 
2024). Außerdem ist mindestens im dritten und fünften 
Jahr nach Herstellung der Maßnahme FCS 8 und 9 der 
Entwicklungszustand der Habitatstrukturen zu erheben. 
Der UNB und der HNB ist im Anschluss dieser Begehung 
über die Umsetzung der Maßnahmen, den Entwicklungs-
zustand der Habitatstrukturen und über die Zielerreichung 
der prognostizierten Entwicklungsziele zu berichten. Die 
Berichte müssen aussagekräftige Fotos beinhalten und bis 
zum 31.12 des Jahres der Sichtung vorgelegt werden. 
Werden nicht prognostizierte Fehlentwicklungen festge-
stellt, sind die UNB FS und die HNB umgehend zu infor-
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mieren. In Abstimmung mit der UNB FS und der HNB sind 
Nachbesserungen vorzunehmen. 

14.49.3 Bodenschutz und Altlasten 

14.49.3.1 Hinweise: 

Sollten im Rahmen der Baumaßnahmen schädliche Bo-
denverunreinigungen festgestellt werden, ist unverzüglich 
das Landratsamt Freising, SG 41 Bodenschutz und Altlas-
ten, zu benachrichtigen und in den weiteren Prozess mit-
einzubinden. 

Das Flughafenareal gehört zu den Flächen im Landkreis 
Freising, auf denen geogen erhöhte Arsenwerte vorkom-
men können. Insoweit ist die Handlungshilfe des Landes-
amtes für Umwelt (LfU) zum Umgang mit geogen arsenbe-
lasteten Böden (Stand: August 2014) zu beachten und um-
zusetzen. 

14.49.3.2 Eintrag von Stoffen durch die PV-FA 

14.49.3.2.1 Der Eintrag von Stoffen (insbesondere Zink) aus der Trä-
gerkonstruktion der PV-FA in den Boden oder das Grund-
wasser ist zu vermeiden. 

14.49.3.2.2 Für den Fall, dass nach dem technischen Verbrauch der 
PV-FA keine Wiederherstellung der Grünflächen inklusive 
der Bodenfunktionen stattfindet, sondern die alten PV-FA-
Module durch neue Module ersetzt werden, ist zum Schutz 
des Bodens und des Grundwassers ein eventueller Zink-
eintrag in den Boden besonders zu überprüfen und zu 
überwachen. 

14.49.3.2.3 Hinweis: 

Auf die Vorsorgewerte nach Anlage 1 Tabelle 1 zu § 3 
Abs. 1 Nr. 1 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) wird hingewiesen. 

14.49.3.3 Umgang mit Bodenmaterial 

14.49.3.3.1 Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens 
vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen so-
wie zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben der 
DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen. 

14.49.3.3.2 Haufwerke von Oberboden und Unterboden dürfen nicht 
schädlich verdichtet und daher nicht befahren oder als La-
gerflächen genutzt werden. 

14.49.3.3.3 Der belebte Oberboden und ggf. der kulturfähige Unterbo-
den sind zu schonen, getrennt abzutragen, fachgerecht 
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zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und mög-
lichst wieder einer Nutzung zuzuführen.  

14.49.3.3.4 Fällt Bodenmaterial an, welches nicht vor Ort verwendet 
werden kann und daher abgefahren werden muss, ist die-
ses nach den abfallrechtlichen Vorschriften zu untersu-
chen.  

Belastetes Bodenmaterial ist zu separieren, durch einen 
Sachverständigen nach § 18 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) zu beproben und je nach Belastung gegen 
Nachweis zu entsorgen. 

14.49.3.3.5 Bauabfälle sind während und nach der Bautätigkeit nach 
den abfallrechtlichen Regelungen zu trennen und zu ent-
sorgen.  

14.49.4 Anforderungen des Immissionsschutzes 

14.49.4.1 Die PV-FA ist so zu errichten und zu betreiben, dass keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Lichtimmissionen 
(z. B. Blendwirkung) an den maßgeblichen Immissionsor-
ten (schutzbedürftige Bebauung) auftreten. Treten unzu-
lässige Blendungen an schutzbedürftiger Bebauung auf, 
hat die FMG die Reflexionen auf eigene Kosten zu beseiti-
gen. Hierfür sind ggf. Maßnahmen wie Lichtschutzanpflan-
zungen oder eine blendfreie und nicht reflektierende Aus-
führung der PV-FA vorzusehen. 

14.49.4.2 Hinsichtlich Lärmemission durch die PV-FA (Trafohäus-
chen bzw. Übergabestation) ist die TA Lärm (i. d. F. vom 
26.08.1998, zuletzt geändert am 01.06.2017) unter Be-
rücksichtigung der Vorbelastung zu beachten. 

14.49.4.3 Es ist darauf zu achten, dass der vorgesehene Standort für 
die zu errichtende Trafostation so festgelegt wird, dass die 
in Anhang 2 der 26. BImSchV vorgegebenen Grenzwerte 
für die elektrische Feldstärke und die magnetische Fluss-
dichte an den nächstgelegenen Immissionsorten nicht 
überschritten werden. 

14.49.5 Brandschutz 

14.49.5.1 Die Schließung der Zaunanlagen ist mit einer Schließung 
des Nördlichen Bebauungsbandes (RC/EVVA) auszustat-
ten, um der Feuerwehr einen gewaltfreien Zugang zu er-
möglichen  

14.49.5.2 Die bestehenden Feuerwehrzufahrten (Besucherpark, Kin-
derkrippe) dürfen nicht eingeschränkt werden.  
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14.49.5.3 Die Zugänge (FW-Angriffswege) zu den Versorgungstun-
neln Fracht dürfen durch die geplante Maßnahme nicht 
behindert werden. 

14.49.5.4 Hinweis: 

Wegen der Besonderheiten der PV-FA sollte hierfür ein 
Feuerwehrplan nach DIN 14095 vom Betreiber in Abspra-
che mit der zuständigen Feuerwehr erstellt und der örtli-
chen Feuerwehr zur Verfügung gestellt werden. In den 
Plänen sollte die Leitungsführung bis zum/zu den Wechsel-
richter/n und von dort bis zum Übergabepunkt des Ener-
gieversorgungsunternehmens erkennbar sein.“ 

14.49.6 Hinweis zu Blendwirkungen: 

Sollten von der PV-FA Blendwirkungen auf Verkehrsteil-
nehmer oder sonstige sich in deren Einwirkungsbereich 
aufhaltende Personen ausgehen, sind situationsabhängig 
geeignete Blendschutzmaßnahmen umzusetzen. Die 
Blendschutzmaßnahmen sind vor der Herstellung mit der 
HNB abzustimmen.“ 

VI Kostenentscheidung 

Die FMG trägt die Kosten des Verfahrens. 

Für diese Plangenehmigung wird eine Gebühr i. H. v. 6.500,- € festgesetzt. 

Auslagen sind nicht angefallen. 
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B Sachverhalt 

I Ausgangslage 

Die FMG verfolgt das Ziel, bis 2035 ihren CO2-Footprint um mindestens 90 % aus 
eigener Kraft zu reduzieren („NetZero bis 2035“). Ein wesentlicher Baustein zur 
Erreichung dieses Ziels ist die Nutzung und der Ausbau von erneuerbaren Ener-
gien. Der Aufsichtsrat der FMG verabschiedete in der 229. Sitzung das „Energie-
konzept 2035", welches unter anderem den Ausbau von Photovoltaik-Anlagen 
(PV-A) in einer Größenordnung von 50.000 kWpeak bis 2030 vor Ort am Flughafen 
München festlegt. 

Die PV-A sollen auf Dächern, Parkplatzflächen sowie auf Freiflächen realisiert 
werden. Dabei bieten nutzbare Dachflächen von Flughafengebäuden lediglich ein 
PV-Potenzial von rund 15.000 kWpeak. Daraus folgt, dass eine PV-Anlagenleistung 
von 50.000 kWpeak ohne die zusätzliche Errichtung von PV-Freiflächenanlagen 
(PV-FA) nicht realisierbar ist. 

Der durch die Errichtung von PV-A erzeugte Strom soll zu 100% in das geschlos-
sene Arealnetz, das die FMG betreibt, eingespeist und vollständig dem Flugha-
fenbetrieb zur Stromeigenversorgung dienen. Dadurch werden keine Netzkapazi-
täten der vorgelagerten Netzbetreiber gebunden. Bei der anvisierten PV-
Anlagenleistung von 50.000 kWpeak rechnet die FMG mit einem jährlichen Stromer-
trag von rund 50.000 MWh, was circa 50% des Stromverbrauchs der FMG im Jahr 
2019 entspricht.  

II Vorhaben 

Das Vorhaben besteht (a) aus der zusätzlichen, allgemeinen fachplanungsrechtli-
chen Widmung sämtlicher im Plan der baulichen Anlagen und Grünordnung Nr. I-
02c als „Allgemeine Grünfläche“ und „Örtliche Verkehrsfläche Straßenverkehr“ 
gekennzeichneten Flächen für die Errichtung und den Betrieb von PV-FA, soweit 
diese der Eigenstromversorgung des Flughafens dienen und (b) der konkreten 
Errichtung von PV-FA im Bereich der als „Allgemeine Grünfläche" planfestgestell-
ten Flächen südlich des Parkhauses P51 im öffentlichen Bereich des Verkehrs-
flughafens München. Diese Flächen befinden sich auf dem Gebiet der Stadt Frei-
sing. 

Nähere Einzelheiten der Planung können dem umfangreichen Antrag, der Vorha-
benbeschreibung sowie den sonstigen vorgelegten Antragsunterlagen entnommen 
werden. 
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III Antrag auf Plangenehmigung nach § 8 Abs. 1 Satz 10 
LuftVG i. V. m. Art. 74 Abs. 6 BayVwVfG 

Basierend auf dieser Ausgangslage beantragt die FMG mit Schreiben vom 
20.12.2024  

- die zusätzliche, allgemeine fachplanungsrechtliche Widmung sämtlicher im 
Plan der baulichen Anlagen und Grünordnung Nr. I-02c als „Allgemeine 
Grünfläche“ und „Örtliche Verkehrsfläche Straßenverkehr“ gekennzeichne-
ten Flächen für die Errichtung und den Betrieb von PV-FA zum Zwecke der 
Eigenstromversorgung (Antrag Ziffer A.I.1) und 

- – darauf aufbauend – den Plan zur Errichtung und zum Betrieb einer PV-
FA südlich des Parkhauses P51 zu genehmigen und die unten aufgeliste-
ten Pläne, Maßnahmenblätter und Verzeichnisse (s. u.) festzustellen (An-
trag Ziffer A.I.2a)) und 

- in Bezug auf die vorhabenbedingte Inanspruchnahme von mageren Flach-
land-Mähwiesen bzw. arten- und strukturreichem Dauergrünland eine Aus-
nahme gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. Art. 23 Abs. 3 S. 1 Bay-
NatSchG zuzulassen (Antrag Ziffer A.I.2b)) sowie 

- in Bezug auf die vorhabenbedingte Inanspruchnahme von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten des Rebhuhns gemäß § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr.5, Satz 2 
BNatSchG eine Ausnahme vom artenschutzrechtlichen Verbot nach § 44 
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Ziffer A.I.2b)) zuzulassen. 

Zugleich beantragt die FMG, folgende Pläne, Maßnahmenblätter und Verzeichnis-
se festzustellen (Antrag Ziffer A.II): 

- Plan J-769 Landschaftspflegerischer Begleitplan, Lageplan der landschafts-
pflegerischen Maßnahmen Blatt 2 Hallbergmoos vom 11.10.2024, M 1 : 2.000 

- Maßnahmenblätter J-769-A-1 und J--769-FCS-1 jeweils vom 11.10.2024 

- Grunderwerbsverzeichnis Photovoltaik-Freianlage südlich P51 Stand 
14.10.2024 

Des Weiteren beantragt die FMG, für die Bestandteile der PV-FA südlich des 
Parkhauses P51 die erforderliche Genehmigung nach § 12 LuftVG zu erteilen (Zif-
fer A.I.2d)) und für diese eine Entscheidung des Bundesaufsichtsamts für Flugsi-
cherung nach § 18a Abs. 1 Satz 2 LuftVG bezüglich der Belange der Flugsiche-
rungseinrichtungen herbeizuführen (Antrag Ziffer A.I.2d)). 

Zusammen mit dem Antragsschreiben legt die FMG neben den festzustellenden 
Plänen, Maßnahmenblättern und Verzeichnissen nachrichtlich folgende Pläne und 
Unterlagen vor: 

- Vorhabenbeschreibung, Projekt „Errichtung einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage südlich des Parkhauses P51“ am Flughafen München, 
Flughafen München GmbH, vom 05.11.2024 nebst  
- Anhang 1 – Unterlage zur Voreinschätzung der Reflexionswirkungen, So-

larpraxis Engineering GmbH, vom 16.05.2024  
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- Anhang 2 – Entwurfsplanung PV-Anlage Modulbelegungsplan 

- Landschaftspflegerischer Begleitplan, Errichtung einer Photovoltaik-Freianlage 
südlich des Parkhauses P51, Grünplan GmbH, vom 16.10.2024 mit Ergän-
zungen vom 16.12.2024 nebst Anlagen 1 bis 6 (LBP) 

- Unterlagen zum europäischen Arten- und Gebietsschutz, Projekt „Errichtung 
einer Photovoltaik-Freiflächenanlage südlich des Parkhauses P51", PAN Pla-
nungsbüro für angewandten Naturschutz GmbH, vom 17.12.2024 (PAN 2024) 

- Eckpunkt-Koordinatenplan, PVA Flughafen München Standort A, M 1: 1.500, 
Flughafen München GmbH 

- Koordinatenliste zum Eckpunkt-Koordinatenplan, PVA Flughafen München 
Standort A, Flughafen München GmbH 

Ergänzend hat die FMG mit Schreiben vom 18.02.2025 die in der Unterlage PAN 
2024 enthaltene Vermeidungsmaßnahme V 1 (entspricht Vermeidungsmaßnahme 
2V des LBP) insoweit geändert, als darin auch Vorkehrungen für den Fall einer 
Bauzeit während der Brut- und Aufzuchtzeit getroffen werden. 

Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen der Fachbehörden, insbesondere 
derjenigen des Wasserwirtschaftsamtes München, hat die FMG mit Schreiben 
vom 07. und 09.04.2025 (Tekturantrag 1) ihren Antrag vom 20.12.2024 in Ziffer 
A.II insoweit geändert, als nunmehr die zur Feststellung beantragten Pläne, Maß-
nahmenblätter und Verzeichnisse in folgender aktualisierten Fassung festgestellt 
werden sollen: 

- Plan J-769 Landschaftspflegerischer Begleitplan Lageplan der landschafts-
pflegerischen Maßnahmen Blatt 2 Hallbergmoos, M 1: 2.000, vom 25.03.2025 

- Maßnahmenblätter J-769-A-1 und J--769-FCS-1 jeweils vom 21.03.2025 

- Grunderwerbsverzeichnis Photovoltaik-Freianlage südlich P51 Stand 
24.03.2025 

Zugleich wurde der LBP in einer aktualisierten Fassung vorgelegt (LBP 2025). 

Mit weiterem Schreiben vom 23.04.2025 (Tekturantrag 2) hat die FMG ihren An-
trag unter Ziffer A.I.1 insoweit geändert bzw. ergänzt, als die zusätzliche, allge-
meine fachplanungsrechtliche Widmung sämtlicher im Plan der baulichen Anlagen 
und Grünordnung Nr. I-02c als „Allgemeine Grünfläche“ und „Örtliche Verkehrsflä-
che Straßenverkehr“ gekennzeichneten Flächen für die Errichtung und den Betrieb 
von PV-FA zum Zwecke der Eigenstromversorgung auch die dafür erforderlichen 
(untergeordneten) Nebenanlagen umfasst. Dem folgend wird auch der Antrag un-
ter Ziffer A.I.2a) um den Zusatz „mitsamt dafür erforderlicher (untergeordneter) 
Nebenanlagen“ ergänzt. 



 
 

 
– 14 –  

IV Verfahrensgegenstände 

Diese Plangenehmigung betrifft  

1. die Schaffung der allgemeinen fachplanungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Errichtung von PV-FA auf allen Flächen des bereits planfestgestellten 
Flughafengeländes, die im Plan der baulichen Anlagen und Grünordnung als 
„Allgemeine Grünfläche“ und „Örtliche Verkehrsfläche Straßenverkehr“ ge-
kennzeichnet sind, soweit dies zum Zwecke der Eigenstromversorgung des 
Flughafens erfolgt. Diese Flächen befinden sich auf den Gebieten der Stadt 
Freising sowie der Gemeinden Hallbergmoos und Oberding. Es handelt sich 
ausschließlich um Flächen, die sich außerhalb des Sicherheitsbereichs, je-
doch auf dem Flughafengelände befinden. 

2. die Zulassung der Errichtung von PV-FA im östlichen Bereich des Nördli-
chen Bebauungsbandes südlich des Parkhauses P51 und nördlich der Zent-
ralallee. 

3. einen Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP 2025). 

C Verfahren 

I Zuständigkeit des Luftamtes 

Das Luftamt ist als Planfeststellungsbehörde für den Verkehrsflughafen München 
für diesen Bescheid nach § 10 Abs. 1 LuftVG, § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 21 der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten im Verkehrswesen (ZustVVerk) sachlich und nach 
Art. 3 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayVwVfG örtlich zuständig.  

II Entscheidung im Wege eines Plangenehmigungsverfah-
rens 

Das Luftamt kann nach pflichtgemäßer Ermessensausübung (Art. 40 BayVwVfG) 
über die Antrags- bzw. Verfahrensgegenstände nach § 8 Abs. 1 Satz 10 LuftVG 
i. V. m. Art. 74 Abs. 6 BayVwVfG im Rahmen eines Plangenehmigungsverfahrens 
entscheiden. 

Es liegen Antragsgegenstände vor, die in den Anwendungsbereich des Luftver-
kehrsgesetzes fallen. Die Widmung von Teilflächen des Flughafengeländes zur 
Errichtung von PV-FA zur Eigenstromversorgung des Flughafens sowie die kon-
krete Zulassung einer PV-FA sind Bestandteile der fachplanungsrechtlichen Grun-
dentscheidung zugunsten derartiger Anlagen sowie der Flughafenanlage selbst 
(vgl. auch die Ausführungen zur Planrechtfertigung, Ziffer D.I.1). 

Rechtsvorschriften außerhalb des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
sehen keine Öffentlichkeitsbeteiligung vor, die den Anforderungen des Art. 73 
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Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 bis 7 BayVwVfG entsprechen muss (Art. 74 Abs. 6 
Satz 1 Nr. 3 BayVwVfG). Insbesondere ist keine Öffentlichkeitsbeteiligung nach 
§ 18 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) erforderlich, 
weil das Vorhaben nicht UVP-pflichtig ist. Die tatbestandlichen Voraussetzungen 
der Nr. 14.12 Anlage 1 zum UVPG (Bau eines Flugplatzes im Sinne der Begriffs-
bestimmungen des Abkommens von Chicago von 1944 zur Errichtung der Interna-
tionalen Zivilluftfahrt-Organisation (Anhang 14)) liegen nicht vor. Hiernach kann 
nur der Bau bzw. eine bauliche Änderung (§§ 6 ff UVPG) von Flugbetriebsanla-
gen, die in diesem Anhang 14 genannt bzw. behandelt werden, zu einer UVP-
Pflicht führen. Dies ist bei der verfahrensgegenständlichen Ausweisung von Flä-
chen für PV-FA und der PV-FA südlich des Parkhauses P51 nicht der Fall.  

Auch nach der unmittelbar auf der UVP-Richtlinie anknüpfenden Rechtsprechung 
des Gerichtshofes der Europäischen Union, nach der als Änderung eines Flug-
platzes nicht nur Arbeiten, die eine Verlängerung der Startbahn zum Gegenstand 
haben, anzusehen sind, sondern bereits alle Arbeiten an Gebäuden, Anlagen oder 
der Ausrüstung eines Flugplatzes, sofern sie, insbesondere aufgrund ihrer Art, 
ihres Umfanges und ihrer Merkmale, als Änderung des Flugplatzes selbst anzuse-
hen sind, ist für das verfahrensgegenständliche Vorhaben der Anwendungsbe-
reich des UVPG nicht eröffnet und somit keine Umweltverträglichkeitsprüfung er-
forderlich. Dies ist bei der grundsätzlichen Zulassung von PV-FA auf Teilflächen 
des Flughafengeländes außerhalb des Sicherheitsbereichs und somit ohne Beein-
flussung des Flugbetriebs ebenso wenig der Fall, wie bei einer auf einer solchen 
Teilfläche geplanten konkreten Anlage. 

Mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche berührt werden, 
wurde das Benehmen hergestellt (Art. 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 BayVwVfG), vgl. 
Ziffer C.III.  

Durch die Verfahrensgegenstände werden Rechte anderer nicht beeinträchtigt 
(Art. 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 BayVwVfG). Die in Anspruch genommenen Vorha-
bensflächen und naturschutzfachlichen Ausgleichsflächen liegen auf bereits nach 
Luftverkehrsrecht planfestgestelltem Flughafengelände bzw. befinden sich im Ei-
gentum der FMG. 

Die formellen tatbestandlichen Voraussetzungen des Art. 74 Abs. 6 Satz 1 
BayVwVfG liegen somit vor. In Ausübung pflichtgemäßen Ermessens hatte das 
Luftamt zu entscheiden, ob der Antrag trotz Vorliegens der formellen Vorausset-
zungen für eine Plangenehmigung im Wege eines Planfeststellungsverfahrens zu 
verbescheiden gewesen wäre.  
Es sind keinerlei Gesichtspunkte dafür ersichtlich, dass ein Planfeststellungsver-
fahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung – anstelle eines Plangenehmigungsverfah-
rens – zu einem höheren Erkenntnisgewinn für das Luftamt und zu einer relevan-
ten Verbesserung von Rechtsschutzmöglichkeiten führen würde.  

Im Ergebnis kann das Vorhaben somit im Rahmen eines Plangenehmigungsver-
fahrens behandelt werden. 
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III Beteiligte Stellen 

Das Luftamt hörte zu dem Antrag folgende Stellen (Träger öffentlicher Belange) 
an:  

- Stadt Freising 
- Gemeinde Hallbergmoos 
- Gemeinde Oberding 
- Landratsamt Freising (LRA FS) 
- Regierung von Oberbayern – Höhere Naturschutzbehörde (HNB) 
- Wasserwirtschaftsamt München (WWA M) 
- DFS Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) 

Die Stadt Freising sieht die Erzeugung von Strom zum Eigenbedarf der FMG 
durch PV-A positiv. Die PV-FA südlich des Parkhauses P51 löse keine städtebau-
lichen bzw. planungsrechtlichen Konflikte aus. Auch immissionsschutzrechtliche 
Belange der Stadt würden nicht berührt. Es werden Hinweise zu Belangen des 
Natur- und Klimaschutzes gegeben und auf das laufende Bauleitplanverfahren zur 
sog. Eventarena gegeben.  

Die Gemeinde Oberding teilt mit, dass hinsichtlich fachlicher Interessen und 
sonstiger Betroffenheiten keine Einwendungen bestünden. 

Seitens des LRA FS – Bodenschutz und Altlasten werden Hinweise für den Fall 
des Auffindens von Bodenverunreinigungen und Altlasten sowie zu einem evtl. 
Zinkeintrag aus der Trägerkonstruktion der PV-FA gegeben. Zum Schutz des an-
fallenden Oberbodens bzw. zum schonendem Umgang des Oberbodens werden 
Maßgaben vorgeschlagen und Hinweise gegeben.  

Die Untere Naturschutzbehörden im LRA FS (UNB FS) teilt im Ergebnis mit, 
dass mit dem Vorhaben ein Eingriff in Natur und Landschaft einhergehe. Der 
Kompensationsbedarf sei im LBP richtig berechnet worden. Mit den Kompensati-
onsmaßnahmen bestehe Einverständnis. Bei Beachtung der vorgeschlagenen 
Auflagen zur Eingriffsregelung werde dem Vorhaben zugestimmt. Der beantragten 
Ausnahme von dem hier eingreifenden Verbot der Zerstörung oder sonstigen er-
heblichen Beeinträchtigung von Biotopen (hier: arten- und strukturreiches Dauer-
grünland) könne zugestimmt werden, da die Beeinträchtigungen ausgeglichen 
werden könnten. Die vorgesehene Ausgleichsfläche sei dafür geeignet. 

Die Immissionsschutzbehörde im LRA FS stimmt der Planung mit Hinweisen 
zu. Seitens des Brandschutzes im LRA FS werden Anforderungen gestellt und 

Hinweise gegeben. 

Die Wasserbehörde im LRA FS macht Ausführungen zu Überschwemmungsge-
bieten und der Niederschlagswasserbeseitigung. Wasserwirtschaftliche Einwände 
gegen das Vorhaben bestünden nicht. 

Die HNB teilt zum Gebietsschutz mit, dass durch das Vorhaben aufgrund der 
räumlichen Entfernung zu den nördlichen (400 m) bzw. südlichen (850 m) Flugha-
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fenwiesen nachteilige Wirkungen auf die Erhaltungsziele des Vogelschutzgebiets 
„Nördliches Erdinger Moos“ ausgeschlossen seien. Bei dieser Einschätzung sei 
das EuGH-Urteil vom 12.09.2024 berücksichtigt worden. Der Vorhabensfläche 
besitze auch keine besonders herausragende Bedeutung als Nahrungsfläche für 
das Rebhuhn. Eine Verträglichkeitsabschätzung sei nicht erforderlich.  

Zum Artenschutz wird mitgeteilt, dass durch das Vorhaben besonders und streng 
geschützten Arten beeinträchtigt und artenschutzrechtliche Verbotstatbestände in 
Bezug auf die Arten Zauneidechse und Rebhuhn erfüllt würden. Für beide Arten 
könne eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung erteilt werden, um die 
naturschutzrechtliche Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens zu erreichen. Unter 
Berücksichtigung von im einzelnen genannten Auflagenvorschlägen könne dem 
Vorhaben zugestimmt werden. Seitens der HNB und der UNB FS besteht Einver-
ständnis mit der Umplanung (Tekturantrag 1) der Ausgleichsfläche J-769 mit den 
Maßnahmen J-769-A-1 und J-769-FCS-1. 

Das WWA M teilt mit, dass wasserwirtschaftliche Belange nicht betroffen seien. 
Belange des Schutzgutes Boden würden durch das Vorhaben berührt. An der Ein-
griffsfläche betreffe dies einen möglichen Eintrag von Zink in den Boden, weil übli-
cherweise verzinkte Rammprofile zur Verankerung der PV-FA-Elemente einge-
setzt würden. Bei der Ausgleichsfläche betreffe dies den geplanten Abtrag von 
nährstoffreichem Oberboden für die Umsetzung der FCS-Maßnahme zugunsten 
des Rebhuhns. Mit der Umplanung (Tekturantrag 1) der Ausgleichsfläche J-769 
mit den Maßnahmen J-769-A-1 und J-769-FCS-1 bestehe hinsichtlich der vorge-
legten Planung Einverständnis. 

Die DFS teilt mit, dass aus Hindernisgründen gegen das Vorhaben mit einer max. 
Höhe von 451,80 m ü. NN (3,00 m ü. Grund) keine Einwendungen bestünden. 
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D Materiell-rechtliche Würdigung 

I Planrechtfertigung 

Das Vorhaben erfüllt das fachplanerische Erfordernis der Planrechtfertigung.  

Diesem Erfordernis ist genügt, wenn für das zur Plangenehmigung nachgesuchte 
Vorhaben, gemessen an den Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsgeset-
zes, ein Bedarf besteht, mithin also die geplante Maßnahme unter diesem Blick-
winkel erforderlich ist. Das ist nicht erst bei Unausweichlichkeit des zur Plange-
nehmigung nachgesuchten Vorhabens der Fall, sondern bereits dann, wenn die-
ses vernünftigerweise geboten ist.  

1 Anwendbarkeit des Luftverkehrsgesetzes 

Mit dem Vorhaben werden Ziele verfolgt, die den Zielsetzungen des Luftverkehrs-
gesetzes entsprechen. Da der Gesetzgeber den in § 8 Abs. 1 LuftVG verwendeten 
Begriff „Flughafen“ nicht näher definiert hat, muss der Inhalt oder Umfang, den ein 
Flughafen, bzw. eine der luftverkehrsrechtlichen Fachplanung unterliegende Flug-
hafenanlage ausmacht, durch Auslegung ermittelt werden. Dabei sind auch Anfor-
derungen an Flughafenbetreiber zu berücksichtigen, die sich aus der Änderung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen an diese richten. 

Neben den für die Luftfahrzeuge erforderlichen Flugbetriebsflächen (Rollbahnsys-
tem und Abstellflächen) sowie allen mit den Flugbetriebsflächen in einem räumli-
chen Zusammenhang stehenden technischen Einrichtungen, die den gefahrlosen 
Betrieb von Luftfahrzeugen überhaupt erst ermöglichen (z.B. Enteisungseinrich-
tungen, Einrichtungen der Flughafenfeuerwehr), gehören zu einem Flughafen 
auch (Neben-) Einrichtungen, die zwar keine unmittelbare Bedeutung für den luft-
fahrtspezifischen (Schutz-) Zweck haben, aber mit dem Flughafen in einem räum-
lichen und funktionalen Zusammenhang stehen (sog. flughafenaffine Nutzungen). 
Maßgeblich ist hier die Verkehrsfunktion des Flugplatzes. Hierzu zählen auch An-
lagen, die der Energieversorgung des Flughafens mit Elektrizität, Wärme und 
(Prozess-) Kälte dienen, wie dies bereits mit dem Blockheizkraftwerk in der Ver-
sorgungszentrale im Nördlichen Bebauungsband der Fall ist. Dementsprechend 
stellen auch zum Betrieb von PV-FA gewidmete Flächen des Flughafengeländes 
sowie konkrete PV-FA, die ausschließlich der Eigenversorgung und damit der 
Gewährleistung der Versorgung des Flughafenbetriebs dienen, luftfahrtaffine Nut-
zung dar. Dies entspricht der aktuellen Rechtslage (vgl. EEG 2023), die die Nut-
zung erneuerbarer Energien zu einem wichtigen gesamtgesellschaftlichen Belang 
erhebt. 
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2 Bedarf im engeren Sinn  

Die von der FMG genannten Gründe für das Vorhaben sind für das Luftamt nach-
vollziehbar und geeignet, einen Bedarf an der Ausweisung von Flächen für PV-FA 
sowie der darauf aufbauenden PV-FA südlich des Parkhauses P51 festzustellen. 
Da nutzbare Dachflächen für PV-A nicht ausreichend zur Verfügung stehen, um 
das angestrebte Ziel „NetZero bis 2035“ zu erreichen, sollte auf allen sonstigen 
geeigneten Flächen, die nicht vorrangig für die Betriebsabläufe des Flughafens 
benötigt werden, die Nutzung durch PV-FA ermöglicht werden. Auch insoweit ist 
das Vorhaben vernünftigerweise geboten. Auf die Ziffern B.I und B.II. wird Bezug 
genommen. 

II Plangenehmigung 

1 Rechtsgrundlagen 

Diese Plangenehmigung beruht auf § 8 Abs. 1 Satz 10, Abs. 2 LuftVG i. V. m. 
Art. 74 Abs. 6 BayVwVfG.  

Nach Art. 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 i. V. m. Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG wird durch 
die Plangenehmigung die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der notwen-
digen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen Belan-
ge festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere behördliche Entschei-
dungen nach Landes- oder Bundesrecht, insbesondere öffentlich-rechtliche Ge-
nehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und 
Planfeststellungen nicht erforderlich. Das dabei zu beachtende materielle Recht 
bleibt unberührt. 

Ausgenommen hiervon sind lediglich die in § 9 Abs. 1 LuftVG genannten Fälle, 
insbesondere Entscheidungen der Baugenehmigungsbehörden auf Grund des 
Baurechts.  

2 Plan der baulichen Anlagen und Grünordnung  

Der Plan der baulichen Anlagen und Grünordnung I-02c enthält Festsetzungen mit 
städtebaulichem Gehalt. Hiermit orientiert er sich an materiellen Grundsätzen des 
Bauplanungsrechts, insbesondere des BauGB und der BauNVO. Der Plan der 
baulichen Anlagen und Grünordnung dient fachplanungsrechtlich dazu, festzule-
gen, welche luftfahrtaffinen Nutzungen in seinem Geltungsbereich zulässig sind. 
Zusammen mit den Plänen, mit denen die Flugbetriebsflächen dargestellt werden, 
deckt er das gesamte planfestgestellte Flughafengelände ab. 

Dabei enthält der Plan der baulichen Anlagen und Grünordnung neben der zeich-
nerischen Festsetzung und Darstellung von Hochbauflächen, die durch Angabe 
eines Widmungszwecks, der maximal zulässigen Bauhöhe und der maximal zu-
lässigen Baumasse näher beschrieben werden, und z. B. Flächen für Bahnanla-
gen auch flächenhafte Festsetzungen zu zulässigen Nutzungen für den gesamten 
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Umgriff des planfestgestellten Flughafengeländes, soweit nicht Flugbetriebsflä-
chen betroffen sind. Dies sind im Wesentlichen: 

- Verkehrsflächen Flugbetrieb:  
Diese befinden sich im nichtöffentlichen Bereich; auf ihnen sind nichtöffentli-
che Betriebsstraßen zulässig, 

- örtliche Verkehrsflächen Straßenverkehr:  
Diese befinden sich im öffentlichen Bereich; auf Ihnen sind Straßen, Parkflä-
chen, Grünflächen und nichtöffentliche Betriebsstraßen zulässig und 

- die allgemeine Grünfläche:  
Diese befindet sich im öffentlichen Bereich; sie dient dem Besucherpro-
gramm, Sport, Spiel und Aussichtshügel; zweckgebundene bauliche Anlagen 
– z. B. Kiosk, WC oder Wetterschutz sind zulässig. 

Diese Nutzungsfunktionen sind regelmäßig – neben der zeichnerischen Darstel-
lung im Plan selbst – in der Legende des Plans der baulichen Anlagen und Grün-
ordnung enthalten und näher definiert. Daneben werden in Ziffer IV.5 PFB MUC 
Auflagen, Maßgaben, Hinweise zur Planfeststellung zum Plan der baulichen Anla-
gen (Plan I-02) festgesetzt bzw. gegeben. Dies betrifft etwa Sonderregelungen für 
eine zulässige Überschreitung der im Plan der baulichen Anlagen festgesetzten 
Gebäudehöhen oder die Festsetzung der Bezugshöhenlagen für die einzelnen 
Hochbauflächen. 

Der von der FMG beantragten zusätzlichen Widmung der im Plan der baulichen 
Anlagen und Grünordnung dargestellten Flächen „Allgemeine Grünflächen" sowie 
„Örtliche Verkehrsflächen Straßenverkehr" für die Errichtung und den Betrieb von 
PV-FA zum Zwecke der Eigenstromversorgung mitsamt den dafür erforderlichen 
(untergeordneten) Nebenanlagen konnte durch Einfügung einer Ziffer IV.5.17 in 
den PFB MUC zugestimmt werden (Ziffer A.V.1). Die Einbeziehung dieser system-
immanenten, den Nutzungszweck dienenden Nebenanlagen entspricht der Rege-
lung des § 14 BauNVO; die Bestimmungen der BauNVO gelten nach Ziffer IV.5.1 
PFB MUC entsprechend. Auch § 2 Satz 1 des Gesetzes für den Ausbau erneuer-
barer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2023) bezieht Anlagen, die 
der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien dienen, in die dazugehöri-
gen Nebenanlagen ein. 

Da die PV-FA fachplanungsrechtlich nur zulässig sind, wenn diese der Eigen-
stromversorgung des Flughafens dienen, handelt es sich dabei um Bestandteile 
der Flughafenanlage, die in den Anwendungsbereich des § 8 Abs. 1 LuftVG fallen. 

Bei den betroffenen Flächen handelt es sich ausschließlich um solche, die sich 
bereits auf dem planfestgestellten Flughafengelände außerhalb des Sicherheitsbe-
reichs befinden und nicht für speziellere Zwecke – etwa als Hochbauflächen oder 
Flächen für Bahnanlagen – gewidmet sind. Die betroffenen Flächen sind grund-
sätzlich für PV-FA geeignet. Begrifflich handelt es sich bei Freiflächenanlagen 
nicht um Flächen auf oder an Gebäuden.  

Zunächst sind auf diesen Flächen sonstige, im Rahmen der Planfeststellung für 
den Flughafen München berücksichtigungspflichtige städtebaurechtliche Belange 
nicht bzw. jedenfalls in keiner Erheblichkeit betroffen, die ein Zurückstehen der 
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vorstehend genannten Belange „erneuerbare Energien“ städtebaulich rechtfertigen 
könnten. Insbesondere ist die Realisierung von PV-FA gerade auf als „Allgemei-
nen Grünflächen" oder „Örtliche Verkehrsfläche Straßenverkehr" planfestgestell-
ten Flächen nicht mit einer Höhenentwicklung verbunden, die das Erscheinungs-
bild des Flughafens nach außen, d.h. für die Umgebung, städtebaurechtlich erheb-
lich verändern bzw. beeinträchtigen würde, weil die auf dem planfestgestellten 
Flughafengelände befindlichen Hochbauten deren Sichtbarkeit überlagern. Insbe-
sondere die Stadt Freising ist hierzu der Ansicht, dass PV-FA insoweit keine städ-
tebaulichen bzw. planungsrechtlichen Konflikte auslösen. 

Der hinzutretende Widmungszweck ist städtebaulich gerechtfertigt und ist – mit 
Blick auf die entsprechenden bauplanungsrechtlichen bzw. städtebaurechtlichen 
Regelungen im BauBG – dem Regelungsregime bzw. Wertungsgrundsätzen des 
Rechts der allgemeinen Bauleitplanung vergleichbar, vgl. etwa §§ 1 Abs. 5 Satz 2, 
Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe f), 5 Abs. 2 Satz 2, 9 Abs. 1 Nr. 12, 31 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB.  

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen der Stromversorgung, die vollständig 
auf erneuerbaren Energien beruhen, sowie den dazugehörigen Nebenanlagen, 
liegen zusätzlich im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentli-
chen Gesundheit und Sicherheit, vgl. §§ 1 Abs. 1, 2 Satz 1 EEG 2023. 

Ziffer IV.5.17 PFB MUC dient künftig der Berücksichtigungsfähigkeit vorstehend 
genannter Belange im Rahmen der Planfeststellung für den Verkehrsflughafen 
München. Unberührt von diesem allgemein hinzutretenden Widmungszweck blei-
ben im Einzelfall bei der Errichtung einer konkreten PV-FA zu berücksichtigende 
Belange, etwa diejenigen der Luftsicherheit, des geordneten Betriebsablaufs am 
Flughafen München, des Natur- und Bodenschutzes oder der Wasserwirtschaft. 

3 PV-FA südlich des Parkhauses P51 

3.1 Allgemeines 

Die von der FMG zur Errichtung und zum Betrieb beantragte PV-FA, so wie diese 
in den zur Genehmigung beantragten sowie nachrichtlich vorgelegten Unterlagen 
beschrieben ist, ist fachplanungsrechtlich zulässig, vgl. Ziffer IV.5.17 PFB MUC 
(neu). Sie befindet sich ausschließlich auf Flächen, die im Plan der baulichen An-
lagen und Grünordnung als „Allgemeine Grünfläche“ und „Örtliche Verkehrsfläche 
Straßenverkehr“ gekennzeichnet sind. 

Die Fläche südlich des Parkhauses P 51 bietet wegen ihrer Größe besonderes 
Potenzial für den Ausbau von Photovoltaik auf dem Gebiet des Flughafens Mün-
chen. Zum einen behindern weder bau-, umwelt-, oder erschließungstechnische 
Aspekte noch langfristige Ausbaupläne der FMG deren geplante Nutzung. Zum 
anderen ist die direkte Nähe zu einem Mittelspannungsnetz und der Energiezent-
rale West des Flughafens München von großem technischem Vorteil, 
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3.2 Hindernisfreiheit nach § 12 LuftVG  

Der Standort der PV-FA liegt innerhalb des 1,5 km-Halbmessers des Bauschutz-
bereichs nach § 12 Abs. 2 Satz 1 LuftVG. Die in diesem Bereich erforderliche Ge-
nehmigung nach § 12 Abs. 2 Sätze 1 und 7 LuftVG zur Errichtung der PV-Module 
wird vom Luftamt mit gesondertem Bescheid erteilt. Eine entsprechend positive 
gutachterliche Stellungnahme der DFS liegt vor, § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7, Abs. 3 
LuftVG. 

3.3 Belange des Naturschutzes 

Zur Beurteilung der naturschutzfachlichen und -rechtlichen Auswirkungen des 
Vorhabens hat die FMG die Unterlagen „Vorhabenbeschreibung, Projekt „Errich-
tung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage südlich des Parkhauses P51“, Land-
schaftspflegerischer Begleitplan (LBP 2025), und Unterlagen zum europäischen 
Arten- und Gebietsschutz, Projekt „Errichtung einer Photovoltaik-
Freiflächenanlage südlich des Parkhauses P51" (PAN 2024), vorgelegt. 

Unter Berücksichtigung der in den Ziffern IV.14.49.1 und IV.14.49.2 PFB MUC 
festgesetzten Auflagen (Ziffer A.V.2) kann dem Vorhaben zugestimmt werden. Die 
artenschutzrechtlichen Ausnahmen für das Rebhuhn und die Zauneidechse kön-
nen erteilt werden. Ebenso die beantragte Ausnahme vom Verbot der Zerstörung 
von Biotopen. 

3.3.1 Eingriffsregelung 

Das Vorhaben stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft i. S. d. § 14 Abs. 1 
BNatSchG dar. Die zum Ausgleich bzw. Ersatz angeordneten landschaftspflegeri-
schen Maßnahmen und die naturschutzfachlichen Maßgaben (Ziffer A.III und Ziffer 
A.VI) beruhen auf §§ 15 ff BNatSchG.  

Mit den vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 1V bis 8V 
(Ziffer 3.2 LBP 2025) und der Gestaltungsmaßnahme 10 G (Ziffer 3.1.2 LBP 2025) 
besteht aus naturschutzfachlicher Sicht Einverständnis. 

Der Kompensationsbedarf ist im LPB 2025 und dessen Anlage 1 richtig berechnet. 

Dem Vorhaben wird aus naturschutzfachlicher Sicht unter Festsetzung der in Zif-
fer A.V.2 (Ziffer IV.14.49.1 PFB MUC) genannten Auflagen zugestimmt. 

3.3.2 Biotop 

Die FMG hat die Zulassung einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. 
Art. 23 Abs. 3 Satz 1 BayNatSchG beantragt. Durch die vorhabensbedingte Inan-
spruchnahme von mageren Flachland-Mähwiesen bzw. arten- und strukturreichem 
Dauergrünland werden die Verbotstatbestände der § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, 
Satz 2 BNatSchG, Art. 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BayNatSchG verwirklicht. Diese 
Plangenehmigung ersetzt somit die entsprechende Entscheidung über die Aus-
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nahme (Art. 23 Abs. 3 Satz 2 HS 1 BayNatSchG). Das Benehmen der UNB FS 
liegt vor. 

 

Die beantragte Ausnahme kann zugelassen werden, weil die Beeinträchtigungen 
ausgeglichen werden können (§ 30 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. Art. 23 Abs. 3 Satz 1 
BayNatSchG. Die UNB FS hat festgestellt, dass der Eingriff in die Biotopflächen 
durch Aufwertung artenarmer Extensivgrünlandbereiche und Fettwiesen in arten-
reiche Flachland-Mähwiesen ausgeglichen wird. Die festgestellte Ausgleichsmaß-
nahme J-769-A-1 (Ziffer A.III) direkt westlich des Flughafens wird bei Festsetzung 
der vorgeschlagenen Nebenbestimmungen (Ziffer A.V.2) insoweit als geeignet 
eingestuft. Dieser naturschutzfachlichen Einschätzung schließt sich das Luftamt 
an. In Ausübung des dem Luftamt zustehenden Ermessens wird nach pflichtge-
mäßer Abwägung des Für und Wider einer Ausnahme, sowie angesichts des Vor-
liegens der Ausnahmevoraussetzungen und der Zustimmung seitens der UNB FS 
dem Antrag der FMG entsprochen. 

3.3.3 Artenschutz 

Durch das Vorhaben werden besonders und streng geschützte Arten beeinträch-
tigt und artenschutzrechtliche Verbotstatbestände in Bezug auf die Arten Rebhuhn 
und Zauneidechse erfüllt. Für beide Arten kann jedoch eine artenschutzrechtliche 
Ausnahmegenehmigung erteilt werden, um die naturschutzrechtliche Genehmi-
gungsfähigkeit des Vorhabens zu erreichen. Diese Plangenehmigung ersetzt so-
mit die entsprechenden Entscheidungen über die Ausnahmen. 

3.3.3.1 Rebhuhn 

Im Juni und Juli 2023 wurden im Vorhabenbereich drei Paare mit 23 Jungvögeln 
der bodenbrütenden und besonders geschützten Vogelart Rebhuhn nachgewie-
sen. Das Rebhuhn ist eine stark gefährdete Art (Rote Liste Bayern und Deutsch-
land), welche sich laut Landesamt für Umwelt in der kontinentalen biogeographi-
schen Region in einem ungünstig-schlechten Erhaltungszustand befindet. Anhand 
der vorliegenden Unterlagen und durch begründete naturschutzfachliche Schluss-
folgerungen ist auf der Eingriffsfläche von drei Brutpaaren auszugehen.  

Vor dem Hintergrund der aktuellen Studienlage (z.B. Feldmeier 2024) ist begrün-
det davon auszugehen, dass die dichte Überstellung der Vorhabenfläche mit PV-
Modulen dazu führt, dass diese ihre Eignung als Bruthabitat für das Rebhuhn ver-
liert. Somit kommt es durch das Vorhaben zum Verlust von wiederkehrend genutz-
ten Fortpflanzungs- und Ruhestätten und zur Erfüllung des Verbotstatbestands 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. Da im räumlichen Zusammenhang keine ge-
eigneten und zumutbaren Maßnahmen zur Wahrung der ökologischen Funktionali-
tät der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätte umgesetzt werden können, ist 
der Verbotstatbestand § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG erfüllt.  

Der Verbotstatbestand der Verletzung oder Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 
von Rebhuhn-Individuen auf der Vorhabenfläche sowie im direkten Umfeld bei 
Berücksichtigung der in Ziffer 3.1 PAN 2024 genannten und unter Ziffer 
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14.49.2.1.1 PFB MUC (Ziffer A.V.2) festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen V1 – 
i. d. F. des Schreibens vom 18.02.2025 – und V3 (betreffend Bau- Wartungs- und 
Reparaturmaßnahmen außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit) kann aber ausge-
schlossen werden.  

3.3.3.2 Zauneidechse 

Bei den Kartierungen des Flughafengeländes 2023 wurde die Zauneidechse (Er-
haltungszustand kontinentale biogeographische Region: ungünstig-unzureichend, 
Rote Liste Bayern: gefährdet und Deutschland: Vorwarnliste) nachgewiesen. Das 
Habitat ist relativ strukturarm, sodass die Unterlage PAN 2024 von einer Besied-
lung in geringer Dichte ausgeht. Der Vorkommensschwerpunkt liegt außerhalb der 
Vorhabenfläche. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Zauneidechse dort 
beispielsweise Mäuselöcher als Rückzugsort nutzt.  

Um dabei eine Tötung von Individuen zu vermeiden, sollten grundsätzlich Eingriffe 
in den Boden (Bau-und Wartungsarbeiten) nur von Anfang April bis Mitte Mai oder 
im August/September erfolgen (Vermeidungsmaßnahmen V5 und V6 der Unterla-
ge PAN 2024). Die erforderlichen Vermeidungsmaßnahmen V5 und V6 kollidieren 
dabei aber mit den Bauzeitenvorgaben für das Rebhuhn. Vermeidungsmaßnah-
men für das Rebhuhn haben aufgrund des stärkeren Gefährdungszustands der Art 
generellen Vorrang. In der Folge können die Vermeidungsmaßnahmen für die Art 
Zauneidechse nicht vollumfänglich umgesetzt werden, sodass das Erfüllen des 
Verbotstatbestandes der Schädigung und Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 
BNatSchG) nicht ausgeschlossen werden kann. 

3.3.3.3 Ausnahmen 

Die zur Umsetzung des Vorhabens erforderlichen artenschutzrechtlichen Aus-
nahmegenehmigungen für die betroffenen Arten Rebhuhn und Zauneidechse für 
den Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Rebhuhn) bzw. des § 44 
Abs. 1 Nrn. 1 und 3 BNatSchG (Zauneidechse) können in Ausübung des dem 
Luftamt zustehenden Ermessens erteilt werden, § 45 Abs. 7 BNatSchG. Die tatbe-
standlichen Voraussetzungen liegen jeweils vor:  

Für das Vorhaben spricht ein zwingender Grund des überwiegenden öffentlichen 
Interesses, § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG, i. V. m. § 2 Satz 1 EEG 2023. Die 
Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerba-
ren Energien sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegt kraft Gesetzes im 
überragenden öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Gesundheit und 
Sicherheit.  

Es sind auch keine zumutbaren Alternativen gegeben, § 45 Abs. 7 Satz 2 Alt. 1 
BNatSchG. Das der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien dienende 
Vorhaben zur Eigenstromversorgung des Flughafens in dem o. g. Umfang kann 
auf dem Flughafengelände nicht in anderer Weise bzw. an anderer Stelle verwirk-
licht werden, die keine oder zumindest geringere Beeinträchtigungen der Art Reb-
huhn mit sich bringen würde. Die technisch, rechtlich und flughafenspezifisch ge-
eigneten Dachflächen als Alternativstandorte für PV-A reichen bei Weitem nicht 
aus, das Klimaziel „NetZero bis 2035“ zu erreichen. Auch sonstige auf dem Flug-
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hafengelände in Betracht kommende PV-FA-Standorte zeigen auf, dass diese 
allenfalls ergänzend zu der Vorhabenfläche hinzukommen können, jedoch der 
Standort südlich des P 51 aus technischen, logistischen und planerischen Ge-
sichtspunkten nach Überzeugung sowohl der HNB als auch des Luftamtes beson-
deres Potenzial für den Ausbau von Photovoltaik am Flughafen München besitzt. 
Insgesamt sind neben geeigneten Dachflächen und der Vorhabenfläche auch wei-
tere geeignete Flächen zur Erreichung des Klimaziels erforderlich, so dass diese 
keine Alternativstandorte, sondern allenfalls zusätzliche Standorte darstellen kön-
nen. Räumlich gesehen ergeben sich daher keine zumutbaren Alternativen, die zu 
einer geringeren Betroffenheit der Arten Zauneidechse und Rebhuhn führen. Auch 
die zeitliche Alternative der Durchführung von populationsstützenden Maßnahmen 
für das Rebhuhn und die Art Zauneidechse, als vorgezogener Ausgleich im Sinne 
einer CEF-Maßnahme gem. § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG kommt als solche nicht 
in Betracht. Diese Maßnahmen wären zwar fachlich geeignet, das Eintreten des 
Verbotstatbestandes zu verhindern. Jedoch ist deren Durchführung der FMG nicht 
zumutbar. Ein vorgezogener Ausgleich würde eine erhebliche Verzögerung des 
Vorhabens und damit verbundene höhere Kosten bedeuten. Diese mit einer zeitli-
chen Verzögerung einhergehenden Umstände sind auch vor dem Hintergrund 
unverhältnismäßig, als die Kompensationsmaßnahmen für das Rebhuhn ohnehin 
in gleicher Form (räumlicher Zusammenhang zur betroffenen Population besteht), 
jedoch mit zeitlicher Verzögerung umgesetzt werden.  

Durch die Ausnahmegenehmigung verschlechtert sich auch nicht der Erhaltungs-
zustand der betroffenen Populationen, § 45 Abs. 7 Satz 2 Alt. 2 BNatSchG. Aus 
naturschutzfachlicher Sicht besteht Einverständnis mit den vorgeschlagenen Aus-
gleichsmaßnahmen. Für Habitatverluste der Zauneidechse werden im LBP 2025 
und in der Unterlage zum PAN 2024 Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen, die 
sicherstellen, dass die Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang erhalten bleiben. Diese Maßnahmen sind für die HNB und das Luftamt 
nachvollziehbar und plausibel. Dabei sind sie aufgrund der fachlichen Kollisionen 
mit den Maßnahmen für das Rebhuhn nicht als CEF- sondern als FCS-
Maßnahmen zu werten; jedoch als solche geeignet. Es kann begründet davon 
ausgegangen werden, dass sich unter diesen Voraussetzungen der Erhaltungszu-
stand der Populationen der Zauneidechse nicht weiter verschlechtert.  

Um sicherzustellen, dass sich der bereits ungünstig-schlechte Erhaltungszustand 
der Populationen des Rebhuhns nicht weiter verschlechtert, sind zwei Maßnah-
menpakete umzusetzen, die aus naturschutzfachlicher Sicht grundsätzlich geeig-
net sind. Zum einen wird ein Ausgleich der verloren gegangenen Nahrungsflächen 
im Umfang von 2 ha im direkten Umfeld der Anlagen auf dem Flughafengelände 
geschaffen. Habitate im direkten Umgriff des Eingriffsbereichs aufzuwerten, ist aus 
naturschutz-fachlicher Sicht besonders geeignet, von der Wirksamkeit der Maß-
nahmen auszugehen. Zum anderen wird ein als Brutplatz geeigneter zusätzlicher 
Rebhuhn-Lebensraum im Umfang von rund 1 ha auf der Maßnahmenfläche J-769 
(Ausgleichsfläche der Eingriffsregelung bzw. Biotopschutz) und den Maßnahmen 
J-769-A-1 und J-769-FCS 1 in der Fassung des Tekturantrags entwickelt. Die 
Maßnahme J-769-FCS-1 gewährleistet, dass sich der Erhaltungszustand der 
Rebhuhn-Population durch die Ausnahme nicht verschlechtert.  
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3.3.4 Gebietsschutz 

Im Hinblick auf den Gebietsschutz (§§ 31 ff BNatSchG) sind keine Anordnungen 
zu treffen. Erhebliche Beeinträchtigungen des Vogelschutzgebiets „Nördliches 
Erdinger Moos“ hinsichtlich des Rebhuhns können ausgeschlossen werden. Eine 
Verträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. 

Die Vorhabenfläche liegt außerhalb des Europäischen Vogelschutzgebietes 7637-
471 „Nördliches Erdinger Moos“. Zu den nördlichen Flughafenwiesen besteht ein 
Abstand von 400 m, zu den südlichen Flughafenwiesen ein Abstand von 850 m. 
Es sind keine Wirkungen erkennbar, die vom Vorhaben bis zu den Flughafenwie-
sen reichen könnten. Gemäß dem EuGH-Urteil vom 12.09.2024 C-66-23 sind 
nicht nur die Arten des Standarddatenbogens, sondern alle im Anhang I der Vo-
gelschutzrichtlinie aufgeführten Vogelarten sowie regelmäßig auftretende Zugvö-
gel nach Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie, die im jeweiligen Vogelschutzge-
biet erheblich vorkommen, für die Verträglichkeitsabschätzung relevant. Dieses 
„erweiterte“ Prüfspektrum wurde im Gutachten zum europäischen Arten- und Ge-
bietsschutz (PAN 2024) berücksichtigt. Es wird plausibel und nachvollziehbar dar-
gestellt, dass nachteilige Wirkungen auf die Erhaltungsziele des Vogelschutzge-
bietes ausgeschlossen sind. Die HNB geht wie das Gutachten davon aus, dass 
die in der Vorhabenfläche nachgewiesenen Paare des Rebhuhns keine Brutpaare 
des Vogelschutzgebiets sind, die ihre Jungen zur Nahrungssuche auf die Vorha-
benfläche geführt haben. Die Vorhabenfläche besitzt im Vergleich zu den weitläu-
figen Flughafenwiesen mit ihren mageren und artenreichen Vegetationsbestän-
den, von denen die nächsten Brutvorkommen des Rebhuhns im Vogelschutzge-
biet bekannt sind, keine besonders herausragende Bedeutung als Nahrungsflä-
che. Dieser Einschätzung schließt sich das Luftamt an. 

3.4 Belange des Bodenschutzes 

Belange des Bodenschutzes werden durch die Planung der FMG, insbesondere 
auch durch die Tektur der naturschutzfachlichen Ausgleichsfläche (Plan J-769, 
Stand 25.03.2025, sowie Maßnahmenblätter J-769-A-1, J-769-FCS-1 jeweils vom 
21.03.2025) und dem angepassten LBP 2025 ausreichend gewahrt. 

3.4.1 Bodenkundliche Baubegleitung 

Entgegen der Forderung von WWA M und LRA FS verlangt das Luftamt aus 
Rechtsgründen sowie in Ausübung des ihm zustehenden Ermessens nicht die 
Beauftragung einer bodenkundlichen Baubegleitung durch die FMG. 

Nach § 4 Abs. 5 Satz 1 BBodSchV kann die für die Zulassung des Vorhabens zu-
ständige Behörde im Benehmen mit der für den Bodenschutz zuständigen Behör-
de von dem nach § 7 Satz 1 BBodSchG Pflichtigen die Beauftragung einer boden-
kundlichen Baubegleitung nach DIN 19639 im Einzelfall bei Vorhaben verlangen. 
Voraussetzung ist, dass auf einer Fläche von mehr als 3.000 m² Materialien auf 
oder in die durchwurzelbare Bodenschicht auf- oder eingebracht werden, Boden-
material aus dem Ober- oder Unterboden ausgehoben oder abgeschoben wird 
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oder der Ober- und Unterboden dauerhaft oder vorübergehend vollständig oder 
teilweise verdichtet wird.  

Bei seiner Entscheidung hat das Luftamt berücksichtigt, dass zwar die eingezäun-
te Fläche (Vorhabenfläche) gemäß der Entwurfsplanung rund 26.900 m² umfasst. 
Jedoch liegt die Fläche, auf der der Boden vorhabenbedingt tatsächlich – dabei 
größtenteils auch nur temporär – in Anspruch genommen wird, deutlich unter 
3.000 m².  

Nach Auskunft der FMG werden für die Errichtung der PV-FA-Module Pfahle ver-
wendet, die in den Boden gerammt werden. Größere Umgrabungen (etwa für ei-
nen Sockel) sind insoweit nicht erforderlich. Für die Errichtung der Nebenanlagen 
sowie für die Unterkonstruktionen der Modultische werden kleinflächige Funda-
mente von insgesamt ca. 62 m² errichtet. Für die Kabeltrassen ist keine dauerhaf-
te Versiegelung erforderlich. Die Planung sieht eine Trassenbreite von ca. 0,8 m 
sowie eine Länge von ca. 700 m vor. Damit ist hier von einer (bauzeitlichen) Bo-
deninanspruchnahme von ca. 560 m² zu rechnen.  

D. h., der vorliegende Boden auf der Vorhabenfläche bleibt weitestgehend beste-
hen. Der Boden wird lediglich durch die Sockel der Module dauerhaft sowie vo-
rübergehend durch die Verlegung der Kabel in Anspruch genommen. Die Kabel-
gräben und der anfallende Bodenaushub werden fachgerecht und entsprechend 
der vorgefundenen Bodenhorizonte wieder verfüllt. Auch die getrennte Zwischen-
lagerung von Oberboden und mineralischem Aushub erfolgt nur kurzfristig. 

Wegen des insoweit geringen Eingriffs in den Boden, der i. Ü. im Bereich des 
Flughafengeländes bereits beim Bau des Flughafens anthropogen verändert wur-
de, erachtet das Luftamt auch die Erstellung eines Bodenschutzkonzepts und ei-
nes Bodenmanagementkonzepts sowie die Beschreibung und Bewertung der be-
troffenen Böden für nicht veranlasst und unverhältnismäßig. 

3.4.2 Eintrag von Zink 

Zu den vom WWA M und vom LRA FS geäußerten Befürchtungen im Zusammen-
hang mit dem Eintrag von Zink hat die FMG mitgeteilt, dass dies durch die Ver-
wirklichung des konkreten Vorhabens nicht zu befürchten sei. Aufgrund der aus-
gewählten Materialien für die Rammprofile und der vorliegenden Bodenverhältnis-
se ist mit überwiegender Wahrscheinlichkeit mit keinem maßgeblichen Eintrag von 
Zink in den Boden zu rechnen. 

Die Verankerung der PV-FA wird über Rammprofile erfolgen, die mit einer Magne-
lis-Beschichtung vor Korrosion geschützt sind. Laut Herstellerangaben ist hier le-
diglich mit einem Abtrag der Beschichtung von 0,2 µm/a zu rechnen. Die FMG 
geht deshalb von einem Zinkeintrag von 0,6 - 0,8 kg pro ha und Jahr aus. Die in 
Tabelle 3 in Anhang 1 der BBodSchV festgeschriebenen zulässigen zusätzlichen 
jährlichen Frachten für Zink liegen bei 1,2 kg pro ha und Jahr. Laut Geotechni-
schem Bericht der Baugrund Süd vom 05.02.2025 ist der Boden leicht alkalisch 
(pH 7,9) und hat einen Wassergehalt von 5,5%. Die Korrosionswahrscheinlichkeit 
auf Eisenwerkstoffe durch den Boden ist danach als sehr gering einzustufen.  
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Insoweit sieht das Luftamt derzeit keinen Handlungsbedarf. Auf die Vorsorgewerte 
für anorganische Stoffe in Tabelle 1 Anhang 1 zur BBodSchV, deren Überschrei-
tung nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 BBodSchV das Entstehen schädlicher Bodenverände-
rung besorgen lässt, wurde hingewiesen. 

3.4.3 Bodenabtrag zur Herstellung der Ausgleichsfläche 

Seitens des WWA M wird der Abtrag von nährstoffreichen Oberboden und Auf-
bringen von sandigen Kies zur Herstellung der FCS-Maßnahme für das Rebhuhn 
(Maßnahmenblätter J-769-A-1 und J-769-FCS-1) grundsätzlich abgelehnt. Das 
WWA M beruft sich dabei auf Anlage 4.1 zur BayKompV, dort Fußnote 2) zu Nr. 4. 
Danach soll für Kompensationsmaßnahmen mit dem Zielzustand „trockene und 
nährstoffarme Offenlandbiotope“ das Abschieben des Oberbodens als Aus-  
hagerungstechnik für den Standort vermieden werden. Zu diesem Zielkonflikt zwi-
schen Artenschutz und Bodenschutz hat die FMG als Folge einer Abstimmung 
zwischen dem WWA M, der HNB und der FMG mit Schreiben vom 07.04.2025 
eine geänderte Fassung dieser Pläne zur Entscheidung vorgelegt (Stand: 21. bzw. 
25.03.2025). Zu dieser tektierten Planung der Ausgleichsfläche hat das WWA M 
nunmehr sein Einverständnis mitgeteilt. Auch seitens der UNB FS sowie der HNB 
besteht Einverständnis mit der Umplanung. 

Trotz des nunmehr mit der Ausgleichsflächenplanung signalisierten fachlichen 
Einvernehmens aller hier betroffenen Fachbehörden (HNB, UNB FS, WWA M) 
sieht das Luftamt Anlass, zu dieser Thematik Grundsätzliches auszuführen: Nach 
§ 1 Abs. 2 Nr. 5 b) BayKompV findet diese keine Anwendung auf Ausgleichsmaß-
nahmen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG, also nicht auf Maßnahmen, die im Zusam-
menhang mit einer artenschutzrechtlichen Ausnahme von den Verboten nach § 44 
BNatSchG zur Vermeidung der Verschlechterung des Erhaltungszustands einer 
Art durchzuführen sind. Ein solcher Fall liegt hier vor, vgl. Ziffer D.II.3.3.3.1 und 
Ziffer D.II.3.3.3.3. Der beabsichtigte Abtrag des Oberbodens im Rahmen der 
Maßnahme J-769-FCS-1 dient ausschließlich dem Artenschutz. Dem europäi-
schen Artenschutz und den damit einhergehenden naturschutzfachlich erforderli-
chen Ausgleichsmaßnahmen wird insoweit grundsätzlich der Vorrang vor sonsti-
gen, etwa rein nationalen, öffentlich-rechtlichen Belangen – etwa der Eingriffsrege-
lung nach den §§ 14 ff BNatSchG – eingeräumt. 

3.5 Belange der Wasserwirtschaft 

Wasserwirtschaftliche Belange werden nach Einschätzung des Wasserwirt-
schaftsamtes München, der sich das Luftamt anschließt, durch das Vorhaben 
nicht betroffen. Insbesondere werden keine wasserrechtlichen Benutzungstatbe-
stände verwirklicht. 

Soweit seitens des LRA FS Mutmaßungen dazu angestellt werden, ob das konkre-
te Vorhaben bzw. künftige Vorhaben dieser Art auf dem Flughafengelände Aus-
wirkungen auf wasserwirtschaftliche Themen, etwa Betroffenheiten in wassersen-
siblen Bereichen oder Überschwemmungsgebieten, der Nähe zu Oberflächenge-
wässern bzw. deren Ufern oder dgl. haben kann, entbehren dieser einer belastba-
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ren Grundlage. Umfangreiche wasserwirtschaftliche Vorkehrungen – etwa eine 
Grundwasserabsenkung oder die Ableitung von Starkregenereignissen um das 
Flughafengelände herum – verhindern, dass das Flughafengelände durch von 
Süden heranströmendes Oberflächenwasser oder hohe Grundwasserstände über-
flutet wird. Nicht verrohrte Oberflächengewässer selbst sind auf dem Flughafenge-
lände nicht vorhanden. 

3.6 Blendwirkungen 

Die FMG hat zu der von der PV-FA südlich des Parkhauses P 51 möglichweise 
ausgehenden Blendwirkungen auf Beteiligte am Flugbetrieb und sonstige Beteilig-
te die „Voreinschätzung der Reflexionswirkungen“ der Solarpraxis Engineering 
GmbH (Solar 2024) vorgelegt. 

Diese Voreinschätzung kommt zu dem Ergebnis, dass sämtliche Start- und Lan-
dekorridore sowie die Rollbahnen frei von sichtbeeinträchtigenden Reflexionen 
sind. Auch keiner der Kontrolltürme kann von Blendwirkungen betroffen sein. So-
mit sind den Flugbetrieb beeinträchtigende Blendwirkungen nicht zu erwarten. 

Vereinzelt und bei bestimmten Zeiten im Jahr können wetterabhängig Verkehrs-
teilnehmer durch Blendwirkungen betroffen sein. Auch die Nutzerinnen und Nutzer 
der Betriebskantine an der Nordallee und Personen auf dem Besucherhügel kön-
nen kurzzeitig betroffen sein. Sollte sich diese Voreinschätzung in der Realität 
bestätigen, werden von Solar 2024 Blendschutzmaßnahmen, etwa blickdichte 
Hecken oder textile Bespannungen empfohlen. 

Das Luftamt sieht insoweit aktuell keine Veranlassung, konkrete Maßgaben fest-
zulegen. Entsprechende Hinweise werden gegeben. 

3.7 Sonstige Belange 

Belange des Denkmalschutzes, der Abfallwirtschaft, des Verkehrswesens und der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung werden durch das Vorhaben nicht (negativ) 
berührt. Weitere Belange sind nicht ersichtlich. 

III Abwägung 

Bei Abwägung aller von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten Belan-
ge kann dem Antrag der FMG mit Nebenbestimmungen und Hinweisen entspro-
chen werden. Die von den Fachbehörden vorgeschlagenen Nebenbestimmungen 
und Hinweise werden vollinhaltlich gewürdigt und – soweit rechtlich und fachlich 
veranlasst – in den verfügenden Teil dieser Plangenehmigung übernommen. Die-
se sind von der FMG verbindlich zu beachten. 

Für das Vorhaben spricht die Absicht der FMG, ihr Klimaziel „NetZero bis 2035“ zu 
erreichen. Zugleich dient das Vorhaben den EEG 2023. Nach § 1 EEG 2023 ist 
dies – insbesondere, im Interesse des Klima- und Umweltschutzes – die Trans-
formation zu einer nachhaltigen und treibhausgasneutralen Stromversorgung, die 
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vollständig auf erneuerbaren Energien beruht. Der Anteil des aus erneuerbaren 
Energien erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch im Staatsgebiet der Bun-
desrepublik Deutschland einschließlich der deutschen ausschließlichen Wirt-
schaftszone (Bundesgebiet) soll auf mindestens 80 Prozent im Jahr 2030 gestei-
gert werden. Insoweit liegen die Errichtung und der Betrieb von diesem Ziel dienen 
PV-A im überragenden öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Gesund-
heit und Sicherheit, § 2 Satz 1 EEG 2023. 

Durchgreifende Belange des Naturschutzes stehen dem Vorhaben nicht entgegen. 
Der Eingriffsregelung wird durch die festgesetzten Vermeidungs- und Minde-
rungsmaßnahmen sowie durch die herzustellenden und zu erhaltenden Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen Genüge getan. Die Verwirklichung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände ist – angesichts der Ziele des § 2 EEG 2023 – al-
ternativlos und kann ohne Verschlechterung des Erhaltungszustands der Popula-
tionen „Rebhuhn“ und „Zauneidechse“ durch Ausnahmen sowie der Festsetzung 
der festgestellten Ausgleichsmaßnahmen gerechtfertigt werden. Belange des Ge-
bietsschutzes werden nicht betroffen. 

Wasserwirtschaftliche Belange werden durch das Vorhaben nicht betroffen. 

Belange des Bodenschutzes auf der Ausgleichsfläche stehen nach der Umpla-
nung der Ausgleichsflächen nicht mehr entgegen. Unabhängig von der Nicht-
Anwendbarkeit der BayKompV auf Regelungen des europäischen Artenschutzes 
treten Belange des Bodenschutzes im Zusammenhang mit dem Bodenabtrag 
nach Gewichtung des Luftamtes auch insoweit hinter den das Vorhaben beflü-
gelnden Belangen (s. o.) zurück, als der Eingriff in den Oberboden flächenmäßig 
und von der Eingriffstiefe relativ gering ist, dem Artenschutz dient und die Boden-
funktionen außerhalb der abzuschiebenden Bereiche auf der übrigen Ausgleichs-
fläche verbessert werden. 

Sonstige Belange des Bodenschutzes auf der Vorhabenfläche werden durch den 
konkret beabsichtigten Einsatz von zinkarmen Bauteilen ebenfalls durch die für 
das Vorhaben sprechenden Belange überwogen. 

Rechte Anderer werden durch das Vorhaben nicht in relevanter Weise berührt. Mit 
den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche berührt werden, wurde 
das Benehmen hergestellt. 



 
 

 
– 31 –  

E Kosten 

Das Verfahren ist kostenpflichtig. Kostenschuldnerin ist die FMG als Antragstelle-
rin. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 1 LuftKostV und § 13 Abs. 1 Nr. 1 VwKostG. 

Die Höhe der Gebühren ergibt sich aus § 2 LuftKostV i. V. m. dem Gebührenver-
zeichnis zur LuftKostV und § 9 VwKostG. Bei der Bemessung der Gebühr werden 
als Vergleichsmaßstab auch die Tarif-Nr. 8.III.0/3 Alternative 1 (Gesetzlich ge-
schützte Biotope – Ausnahme nach Art. 23 Abs. 3 Satz 1 BayNatSchG von den 
Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG), und die Tarif-Nr. 8.III.0/7.1.2 (Besonderer 
Artenschutz – sonstige Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG – Zauneidechse 
und Rebhuhn) herangezogen. 

 

 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Plangenehmigung kann Klage erhoben werden. Die Klage muss 
schriftlich innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieser Plangenehmigung 
beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in München, Ludwigstraße 23, 
80539 München (Postanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München), erhoben 
werden. Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof auch elektro-
nisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 

Die zur Begründung der Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel sind inner-
halb einer Frist von sechs Wochen anzugeben. Das Gericht kann Erklärungen 
oder Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, zurück-
weisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden, wenn ihre Zulassung nach der 
freien Überzeugung des Gerichts die Erledigung des Rechtstreits verzögern würde 
und der Beteiligte die Verspätung nicht genügend entschuldigt. 

Der Klage sollen diese Plangenehmigung (in Urschrift, in Abschrift oder in Ablich-
tung) und zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Be-
teiligten beigefügt werden. 
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Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer 
im Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. 
Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte sowie die sonst nach § 67 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 4 Satz 7 i. V. m. Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO genannten Per-
sonen und Organisationen zugelassen. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann sich selbst vertreten. 

Die Anfechtungsklage gegen diese Plangenehmigung hat keine aufschiebende 
Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfech-
tungsklage gegen die Plangenehmigung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Plangenehmigung gestellt und 
begründet werden. § 58 VwGO gilt entsprechend. Treten später Tatsachen ein, 
die die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der 
durch die Plangenehmigung Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag nach 
§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO innerhalb von einem Monat stellen. Die Frist beginnt zu 
dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen. 

Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz 
der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 
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